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Dienstnachrichten.
Entschließungen des Landesbischofs.

Berufen auf Grund von Gemeindewahl
(gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 Pfarrbes.Gesetz):
Pfarrer Hermann Schwarz in Sulzfeld zum 

Pfarrer in Plankstadt.

Berufen
(gem. § 11 Ziffer 1 Pfarrbesetz.Gesetz):

Pfarrer Heinrich Lilli in Flinsbach zum Pfar­
rer in Oberacker.

Berufen
(gem. § 11 Ziffer 2a Pfarrbesetz.Gesetz):

Pfarrvikar Paul Heller in Freiami-Brettental 
zum Pfarrer in Weitenau-Schlächienhaus, Pfarr- 
Verwalter Ernst Lauth in Sand zum Pfarrer da­
selbst.

Boruien
(gem. § 11 Ziffer 2d Pfarrbesetz.Gesetz): 

Studentenpfarrer Albrecht von Mutius in
Heidelberg zum planmäßigen Pfarrer der Stu­
dentenseelsorgestelle Heidelberg.

Versetzt:
Pfarrkandidat Gerhard Baust als Vikar nach 

Sinsheim, Pfarrkandidat Fritz-Peter Bung als Vi-

kar nach Hornberg, Pfarrvikar Helmut Emlein 
in St. Georgen-Peterzell als Pfarrverwalter der 
IV. Pfarrei nach Lahr, Pfarrvikar Martin Hauß in 
Weinheim (Stahlbadsiedlung) als Pfarrvikar nach 
St. Georgen-Peterzell, Vikar Siegfried Karg in 
Stockach als Vikar zur Vorsehung des Pfarrdien­
stes nach Tegernau, Vikar Dieter Katz in Sins­
heim als Vikar zur Verseilung des Pfarrvikariats 
Stahlbadsiedlung nach Weinheim, Pfarrkandidat 
Theodor Odenwald als Vikar nach Waldshut, 
Pfarrkandidat Wilfried Warneck als Vikar 
nach Heidelberg-Kirchheim.

Entschließungen des Oberkirchenrats.
Beauftragt:

Vikar Kuri Giese in Eschelbronn mit der 
Versehung der Stelle des evang. Anstaltsgeistli­
chen beim Landesgefängnis Mannheim, Pfarrer 
Helmut Schwärzel mit der Versehung der 
Pfarrei Gemmingen.

Beendigt:
die Beauftragung des Pfarrers Heinrich Voll- 

hardi in Eschelbronn mit der Versehung der 
Stelle des evang. Anstaltsgeistlichen beim Lan­
desgefängnis Mannheim.
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Zurruhegesetzt auf Ansuchen 
wegen leidender Gesundheit:

Pfarrer Karl Achtnich in Weinheim (Johan­
nispfarrei) auf 1. 10. 1954, Pfarrer Konrad Ra­
quet in Ellmendingen auf 1. 11. 1954.

Zurrunegeseizi aur Ansuchen nach Erreichen der 
Altersgrenze.

Pfarrer Wilhelm Dahmer in Lohrbach auf 
1. 10. 1954, Pfarrer Otto Meyer in Uberlingen 
auf 1. 10. 1954.

Zurruhegeseizi nach Erreichen der 
Altersgrenze:

Finanzrat Karl Stumpf beim Evang. Ober­
kirchenrat auf 1. 6. 1954.

Entlassen auf Antrag
(zwecks Übertritts in den Dienst des Kirch­

lichen Außenamts in Frankfurt a. M.):
Oberkonsistorialrat a. D. Dr. Georg Krüger- 

Wittmack in Mosbach (mit der Führung der 
Geschäfte des Vorstands der Evang. Stifischaff- 
nei in Mosbach beauftragt).

Gestorben:
Pfarrer i. R. Heinrich Bender, zuletzt in 

Hugsweier, am 27. 5. 1954, Angestellter i. R. Ar­
tur Spindler, zuletzt beim Oberkirchenrat, am 
23. 5. 1954.

Diensterledigungen.
Ellmendingen, Kirchenbezirk Pforzheim-Land.

Pfarrhaus wird frei.
Überlingen, Kirchenbezirk Konstanz.

Pfarrhaus wird teilweise frei.
Weil a. Rh., Westpfarrei, Kirchenbezirk Lörrach. 

(Nochmals ausgeschrieben gem. § 4 Abs. 2 
Pfarrbesetz.Gesetz)

Pfarrwohnung wird frei.
Weinheim, Johannispfarrei, Kirchenbezirk La­

denburg-Weinheim, Pfarrhaus wird zum al­
lergrößten Teil frei.

Besetzung durch Gemeindewahl. Bewerbungen 
innerhalb drei Wochen unmittelbar beim Ober­
kirchenrat; gleichzeitig Anzeige ans Dekanat.

Flinsbach, Kirchenbezirk Neckarbischofsheim.
Pfarrhaus wird größtenteils frei.

Besetzung im Ternaverfahren (VO. v. 6. 7. 1921 
VBL S. 71).

Bewerbungen innerhalb drei Wochen an die 
Gräflich von Neipperg'sche Grund- und Pairo- 
natsherrschafi in Schwaigern bei Heilbronn, 
gleichzeitig Anzeige an das Dekanat und den 
Oberkirchenrat.
Lohrbach, Kirchenbezirk Mosbach.

Pfarrhaus wird größtenteils frei.
Besetzung gem. VO. v. 26. 10. 1922 (VBI. S. 130)
Bewerbungen innerhalb drei Wochen an die 

Fürstlich Leiningische Domänenverwaltung in 
Amorbach (Unterfranken), gleichzeitig Anzeige 
an das Dekanat und den Oberkirchenrat.
Sulzfeld, Kirchenbezirk Bretten.

Pfarrhaus wird größtenteils frei, kann not­
falls ganz freigemacht werden.

Besetzung im Ternaverfahren (VO. v. 6. 7. 1921 
VBI. S. 71).

Bewerbungen innerhalb drei Wochen 
Oberforstrat a. D. Freiherrn Göler von Ravens-

an

burg in Mauer (Baden); gleichzeitig Anzeige an 
das Dekanat und den Oberkirchenrat.

Die Bewerbungen müssen bis spätestens 
27. Juli 1954 abends beim Oberkirchenrat bzw. 
bei der Patronatsherrschaft eingegangen sein.

Kirchliche Gesete.
Az. 25/1 *Die Ordnung des kirchenmusi­

kalischen Dienstes’ in der Ver­
einigten Evangelisch-prote­
stantischen Landeskirche 
Badens betr. V
Vom 5. Mai 1954.

Die Landessynode hat als kirchliches Gesetz 
beschlossen, was folgt:

I. Der kirchenmusikalische Dienst

§ 1
Die Kirchenmusik dient der Verkündigung 

des Wortes Gottes und verhilft an ihrem Teil 
der Gemeinde zu Gottes Lob und Anbetung.

§ 2
(1) Der kirchenmusikalische Dienst wird aus­

geübt von

a) Organisten und Chorleitern ohne abge­
schlossene kirchenmusikalische Aus­
bildung,

b) Kirchenmusikern, die nebenamtlich 
oder hauptamtlich angestellt sind.

(2) Alle im kirchenmusikalischen Dienst Täti­
gen müssen in ihrer Einstellung zum Auftrag 
der Kirche und in ihrer Lebensführung für die­
sen Dienst geeignet sein.

(3) Nebenamtliche und hauptamtliche Kir­
chenmusiker weisen ihre fachliche Eignung 
durch Vorlage eines Prüfungszeugnisses des 
Evang. Kirchenmusikalischen Instituts in Heidel­
berg oder eines ihm gleichgestellten Insti­
tuts nach. Für die Anstellung als nebenamt­
licher Kirchenmusiker ist die Vorlage eines 
Zeugnisses über die C-Prüfung erforderlich. 
Hauptamtliche Kirchenmusiker haben die Able­
gung der A- oder B-Prüfung nachzuweisen so­
wie ein Zeugnis über ihre Anstellungsfähigkeit 
vorzulegen.

7b
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n. Die Ansfollungslähigkoit haupfamilicher 
Kirchenmusiker (Kantoren).

§ 3
(1) Als hauptamtlicher Kirchenmusiker (Kan­

tor) einer Gemeinde kann nur angesielli werden, 
wer ein Zeugnis über die Anstellungsfähigkeit 
besitzt.

(2) Das Zeugnis über die Anstellungsfähigkeit 
wird vom Amt für Kirchenmusik beim Evang. 
Oberkirchenrat an solche Kirchenmusiker ver­
liehen, die ihre kirchenmusikaiische Befähigung 
durch Ablegung der erforderlichen Prüfungen 
und Ableistung der durch besondere Bekannt­
machung angeordneten Praktikantenzeit für Kir­
chenmusiker nachgewiesen haben.

§4
(1) Bewerber, die ihre Ausbildung gemäß § 2 

Absatz 3 nicht am Evang. Kirchenmusikalischen 
Institut in Heidelberg durchlaufen haben, bean­
tragen die Verleihung des Zeugnisses über die 
Anstellungsfähigkeit bei dem Amt für Kirchen­
musik beim Evang. Oberkirchenrai.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:
das Prüfungszeugnis gemäß § 2 Absatz 3, 
ein handgeschriebener Lebenslauf,
der Taufschein,
der Konfirmationsschein,
bei Verheirateten der kirchliche Trau­

schein,
der Nachweis und ein Zeugnis über eine 

mindestens zweijährige Gemeinde­
praxis als Kirchenmusiker sowie ein 
pfarramtliches Zeugnis über die Be-
teiligung des Antragstellers am
kirchlichen Leben während dieser 
Zeit,

ein polizeiliches Führungszeugnis.
§ 5

Das von einer anderen Landeskirche ver­
liehene Zeugnis über die Anstellungsfähigkeit 
eines hauptamtlichen Kirchenmusikers wird an­
erkannt, wenn das Amt für Kirchenmusik beim 
Evang. Oberkirchenrai die Voraussetzungen als 
gleichwertig ansieht.

§ 6
Kantoren, die sich bei Inkrafttreten dieses Ge­

setzes bereits länger als 5 Jahre im kirchenmusi­
kalischen Dienst in einer Gemeinde bewährt ha­
ben, erhalten das Zeugnis über ihre Anstellungs- 
fähigkeii ohne Antrag.

§ 7
Die Ansiellungsiähigkeil geht verloren:

a) bei Kirchenaustritt oder bei Übertritt in 
eine andere Religionsgemeinschaft,

b) bei einer durch rechtskräftige diszipli­
nargerichtliche Entscheidung ausge­
sprochenen Dienstentlassung,

c) bei einer Auflösung des Angestellfen­
verhältnisses durch fristlose Kündigung
aus wichtigem Grund, insbesondere

wenn Tatsachen vorliegen, die den Kir­
chenmusiker nicht mehr als zur Beklei­
dung des Kirchenmusikeramtes sittlich 
oder fachlich geeignet erscheinen las­
sen, und die bei einem Kirchenmusiker 
im Beamienverhälinis zu seiner diszip­
linargerichtlichen Dienstentlassung füh­
ren würden.

III. Anstellung und Dienstverhältnisse der 
Kirchenmusiker (§ 2 Abs. 1 Buchst, a und b).

§ 8
(1) Die in den Dienst einer Kirchengemeinde 

tretenden Kirchenmusiker werden vom Kirchen­
gemeinderat angestellt.

(2) Die Anstellung eines Kantors bedarf der 
Zustimmung des Evang. Oberkirchenrats. Diese 
Zustimmung ist abhängig vom Nachweis der 
Vollbeschäftigung. Hierzu kann gegebenenfalls 
unter anderem eine Tätigkeit im Religionsunter­
richt, im Choralsingen in den Schulen oder auch 
eine solche in der kirchlichen Verwaltungsarbeit 
gehören.

(3) Bei der Besetzung der Kantorensiellen sind 
bei gleicher Eignung in erster Linie Kirchenmu­
siker zu berücksichtigen, die ihre fachliche Aus­
bildung am Evang. Kirchenmusikalischen Insti­
tut in Heidelberg erhalten haben.

(4) Die Anstellung von Kantoren erfolgt auf 
Grund der Tarifordnung A für Angestellte im öf­
fentlichen Dienst.

(5) Der endgültigen Anstellung des Kantors 
hat eine Probezeit von 6 Monaten vorauszu­
gehen.

(6) Bewährte Kantoren können nach ausrei­
chender Dienstzeit von den Kirchengemeinden 
mit Genehmigung des Evang. Oberkirchenrats 
in das Beamtenverhältnis übernommen werden.

§ 9
Die Kirchenmusiker (gemäß § 2 Absatz 1 

Buchstabe b) werden im Gottesdienst in ihr 
Amt eingeführt.

§ 10
Die Kirchenmusiker können zu den Sitzungen 

des Kirchengemeinderats in Angelegenheiten 
ihres Arbeitsbereiches mit beratender Stimme 
hinzugezogen werden.

§ 11
(1) Für seinen Dienst ist der Kirchenmusiker 

dem Kirchengemeinderat verantwortlich. Die 
Leitung des Gottesdienstes obliegt dem Pfarrer, 
ihm ist der Kirchenmusiker in allen Fragen der 
liturgischen Ordnung des Gottesdienstes unter- 
sielll. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 

dem Kirchenmusiker und dem Pfarrer oder dem 
Kirchengemeinderat ist die Vermittlung des 
Dekans anzurufen. Kommt keine Einigung zu­
stande, so entscheidet der Evang. Oberkirchen­
rai.

(2) Die Fachaufsicht über alle Kirchenmusiker 
obliegt dem Ami für Kirchenmusik beim Evang. 
Oberkirchenrai.
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§ 12
{1) In Streifigkeiten über den Dienstvertrag 

entscheidet unter Ausschluß des Rechtsweges 
die beim Evang. Oberkirchenrat einzurichtende 
ständige Schiedssielle.

(2) Die Schiedsstelle besieht aus einem rechts­
kundigen Mitglied des Evang. Oberkirchenrats 
als Vorsitzendem, einem Mitglied des Amtes für 
Kirchenmusik, einem vom Amt für Kirchenmusik 
zu benennenden Kirchenmusiker und je einem 
vom Evang. Oberkirchenrat zu berufenden Pfar­
rer und Kirchenältesien.

(3) Gegen Entscheidungen der Schiedssielle 
kann das kirchliche Verwaltungsgerichi ange­
rufen werden.

§ 13
Der Evang. Oberkirchenrat erläßt auf Vor­

schlag des Amtes für Kirchenmusik eine allge­
meine Dienstanweisung für die Ausübung des 
kirchenmusikalischen Dienstes, die Bestandteil 
des Anstellungsvertrages ist, und gibt für die 
Kirchengemeinden einen Musteranstellungsver­
trag heraus.

§ 14
(1) Das Amt für Kirchenmusik beim Evang. 

Oberkirchenrat kann geeignete Persönlichkei­
ten, die im kirchenmusikalischen Dienst einer 
Kirchengemeinde stehen, für einen oder mehre­
re Kirchenbezirke mit dem Dienst eines Bezirks­
kantors beauftragen.

(2) Der Bezirkskantor fördert das kirchenmusi­
kalische Leben seines Bereiches.

§ 15
(1) Soweit der kirchenmusikalische Dienst 

nicht ehrenamtlich erfolgt, stellt die Landes- 
synode Richtsätze für die Besoldung des kir­
chenmusikalischen Dienstes auf.

(2) Zum Besoldungsaufwand der Bezirkskan­
toren leistet die Landeskirche einen Zuschuß im 
Rahmen der im Haushaltsplan vorgesehenen 
Mittel.

(3) Die Landeskirche kann im Rahmen der im 
Haushaltsplan vorgesehenen Mittel je nach der 
finanziellen Lage der Kirchengemeinde und 
dem Umfang der in ihr verwirklichten Kirchen­
musik Zuschüsse zum Besoldungsaufwand haupt­
amtlicher Kirchenmusiker gewähren.

IV. Schlußbestimmungen
§ 16

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Ver­
kündung in Kraft.

(2) Bestimmungen, die diesem Gesetz ent­
gegenstehen, treten außer Kraft.

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
Karlsruhe, den 5. Mai 1954.

Der Landesbischof;
D. Bender

Anlage zu dem Gesetz über die Ordnung des kirchen-

Az. 25/1
musikalischen Dienstes.
*Richtlinien für die Besoldung 
der hauptamtlichen Kirchen-
musiker betr.

Vom 5. Mai 1954.
1/

Die Landessynode hat in ihrer Sitzung vom 
5. Mai 1954 gemäß § 15 Absatz 1 des vorstehen­
den Gesetzes folgende

Richtlinien 
für die

Besoldung der hauptamtlichen Kirchenmusiker 
beschlossen:

A
I. Hauptamtliche Kirchenmusiker, die eine aka­

demische oder dieser gleichgeartete Ausbil­
dung haben (sogenannte A-Kirchenmusiker, 
vgl. § 2 Absatz 3 Saiz 3 des vorstehenden 
Gesetzes) sollen - sofern sie nicht beamien- 
rechtlich angestelli sind - vergütet werden 
a) in den ersten 4 Jahren (2 Jahre Praktikan­

tenzeit siehe VBl. 1952 Seite 80, dar­
nach 2 Jahre endgültige Anstellung) nach 
abgelegter A-Prüfung nach Vergütungs­
gruppe VIb der TOA,

b) nach zweijähriger endgültiger Anstellung 
nach Vergütungsgruppe Vb der TOA,

c) bei besonders umfangreicher und an­
spruchsvoller Tätigkeit ist Aufrücken nach 
Vergütungsgruppe IV der TOA möglich.

II. Hauptamtliche Kirchenmusiker, die die B- 
Prüfung abgelegt haben, sollen - sofern sie 
nicht beamtenrechflich angesiellt sind - ver­
gütet werden
a) in den ersten 4 Jahren (2 Jahre Prakiikan- 

tenzeit siehe VBl. 1952 Seite 80, dar­
nach 2 Jahre endgültige Anstellung) nach 
abgelegter Prüfung nach Vergütungsgrup­
pe VII der TOA,

b) nach zweijähriger endgültiger Anstellung
nach Vergütungsgruppe VIb der TOA, 

c) bei besonders umfangreicher und an-
spruchsvoller Tätigkeit ist Aufrücken nach 
Vergütungsgruppe Vb der TOA möglich.

B
Hauptamtlich ausgebildete Kirchenmusiker 

(mit A- oder B-Prüfung), die eine hauptamtliche 
Stelle (Kantoren- und Organistendienst) verwal­
ten, aber anderweitig hauptamtlich beschäftigt 
sind (z. B. als Lehrer an Konservatorien, kirchen­
musikalischen Instituten, als Dozenten an Hoch­
schulen und Universitäten, Musiklehrer an Hö­
heren Schulen) erhalten für ihren kirchenmusi- 
kalischen Dienst im allgemeinen eine Vergü- 
tung auf Grund der TOA:

I. Kirchenmusiker der Ausbildungsklasse A 
werden nach der Vergütungsgruppe IX 
besoldet.

II. Kirchenmusiker der Ausbildungsklasse B 
werden nach der Vergütungsgruppe X be­
soldet.
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Az. 25/1 (31/6) *Die Errichtung eines Amtes für 
Kirchenmusik in der Vereinig- 
ten Evangelisch-protestanti- 
schen Landeskirche Badens 
betr.

Vom 5. Mai 1954.

Die Landessynode hat als kirchliches Gesetz 
beschlossen, was folgt:

§ 1
Zur Förderung und Ordnung des kirchenmu­

sikalischen Lebens in der Vereinigten Evange­
lisch-protestantischen Landeskirche Badens wird 
beim Evang. Oberkirchenrat das Amt für Kir­
chenmusik gebildet.

§ 2
(1) Das Amt für Kirchenmusik handelt im 

Auftrag des Evang. Oberkirchenrats und ist ihm 
für seine Geschäftsführung verantwortlich.

(2) Das Amt für Kirchenmusik berät den Evang. 
Oberkirchenrat in Fragen der Kirchenmusik 
durch Gutachten und Vorschläge.

§ 3
Zu den Aufgaben des Amtes für Kirchen­

musik gehört es:
a) das Verständnis für die Bedeutung der 

Kirchenmusik in den Gemeinden zu för­
dern und sich hierbei insbesondere die 
Pflege des Gemeindegesanges angelegen 
sein zu lassen?

b) Richtlinien für die Gestaltung der Kir­
chenmusik, insbesondere für die Einord­
nung der Kirchenmusik in den Gottes­
dienst und die kirchlichen Amtshandlun­
gen aufzustellen?

c) die Ausbildung, Fortbildung und Zurüstung 
der Kirchenmusiker, insbesondere in Aus­
bildungslehrgängen, Fortbildungskursen, 
Singwochen und kirchenmusikalischen 
Freizeiten zu fördern?

d) die Kirchengemeinden in allen Fragen der 
Kirchenmusik und insbesondere bei der 
Anstellung von Kirchenmusikern zu be­
raten?

e) das Zeugnis über die Anstellungsfähigkeit 
hauptamtlicher Kirchenmusiker zu erteilen 
und bei der Regelung der allgemeinen 
Anstellungs- und Dienstverhältnisse der 
Kirchenmusiker, insbesondere durch den 
Vorschlag von Dienstanweisungen und 
Musteranstellungsverträgen beratend mit­
zuwirken?

f) die Fachaufsicht über die Kirchenmusiker 
durch Überwachung des kirchenmusikali­
schen Dienstes in liturgischer, künstleri- 
scher und technischer Hinsicht auszuüben.

§ 4
(1) Dem Amt für Kirchenmusik gehören an: 

als Vorsitzender:
der Referent für Kirchenmusik im Evang. 
Oberkirchenrat;

als Mitglieder:
derLandeskirchenmusikwart, der Leiter des 
Evang. Kirchenmusikalischen Instituts in 
Heidelberg, der Obmann des Landesver­
bandes der evang. Kirchenmusiker Badens 
bzw. sein Stellvertreter, der Obmann des 
Landesverbandes der evang.Kirchenchöre 
Badens bzw. sein Stellvertreter, der Lan- 
desjugendsingwart und der Landesposau- 
nenwart.

(2) Je nach Lage und Bedürfnis sollen Sach­
verständige und im Gemeindeleben tätige Per­
sönlichkeiten mit beratender Stimme zugezogen 
werden. Als Sachverständige kommen insbeson­
dere in Betracht: ein Vertreter des Orgelprü­
fungsamtes, ein Vertreter der staatlichen Hoch­
schulen für Musik in Karlsruhe und Freiburg i.Br.

§ 5
Das Amt für Kirchenmusik führt seine Auf­

gaben mit Hilfe des Landesverbandes der evang. 
Kirchenmusiker Badens, des Landesverbandes 
der evang. Kirchenchöre Badens und des Lan­
desarbeitskreises der evang. Posaunenchöre Ba­
dens durch. •

§ 6
(1) In jedem Kirchenbezirk wird vom Amt für 

Kirchenmusik ein Bezirksbeauftragter bestellt. In 
der Regel wird dies der Bezirksobmann eines 
der beiden kirchenmusikalischen Landesver­
bände sein.

(2) Die Pfarrer jedes Kirchenbezirkes wählen 
aus ihrer Mitte einen Vertrauensmann für Kir­
chenmusik, der unter der Pfarrerschaft des Be­
zirks das Verständnis für die kirchenmusikali­
schen Fragen zu wecken und zu fördern hat. Im 
Benehmen mit ihm fördert der Bezirksbeauftrag- 
te des Amies für Kirchenmusik das kirchen­
musikalische Leben des Kirchenbezirks. Dazu ge­
hört vor allem die Organisation und Durchfüh­
rung von Organisten- und Chorleiterkursen im 
Kirchenbezirk.

§ 7
(1) Das Amt für Kirchenmusik verfügt über 

keine eigenen finanziellen Mittel. Die Mitarbeit 
in diesem Amt ist ehrenamtlich.

(2) Der sachliche Aufwand (Reisekosten, Por­
to u. a.) wird aus landeskirchlichen Mitteln be­
stritten.

§ 8
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkün- 

dring in Kraft.

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.

Karlsruhe, den 5. Mai 1954.

Der Landesbischof:
D. Bender
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*Ceschältsordnung
für die

Landessynode der Vereinigten Evangelisch-protestantischen 
Landeskirche Badens.

Az. 14/4
Vom 5. Mai 1954. /

Die Landessynode der Vereinigten Evange­
lisch-protestantischen Landeskirche Badens gibt 
sich gemäß § 7 Absatz 3 des kirchlichen Ge­
setzes, die Leitung der Vereinigten Evangelisch- 
protestantischen Landeskirche Badens betr., vom 
29. 4. 1953 - VBl. S. 37 ff. - (im folgenden als 
KLG bezeichnet) folgende

/ Geschäftsordnung:
Eröffnung der Synode

§ 1
(1) Der Landesbischof beruft die Landessynode 

zu ihrer ersten Tagung ein und eröffnet sie. Er 
nimmt jedem Synodalen die in § 5 KLG vorge­
schriebene feierliche Versicherung ab. Später 
eintretende Synodale werden vom Präsidenten 
der Landessynode verpflichtet (§ 5 KLG).

(2) Bis die Wahl des Präsidenten vollzogen 
ist, führt der älteste Synodale als Alterspräsident 
den Vorsitz. Die beiden jüngsten Synodalen sind 
Schriftführer (§ 6 Abs. 3 KLG).

Wahlprüfung

§2
(1) Nach der Eröffnung prüft die Synode die 

Vollmacht ihrer Mitglieder und entscheidet dar­
über (§ 6 Abs. 1 KLG).

(2) Zur Prüfung der Vollmacht der gewählten 
Synodalen feilt sich die Synode in die aus der 
Anlage ersichtlichen 5 Abteilungen. Zu einer 
Abteilung gehören die in den betreffenden Kir­
chenbezirken wohnenden Synodalen.

(3) Die erste Abteilung prüft die Wahl der 
Synodalen der zweiten Abteilung, die zweite 
die der dritten und so fort, die letzte die der 
ersten.

(4) Jede Abteilung erhält die einschlägigen 
Wahlakten nebst den Einsprachen und Erhebun­
gen.

(5) Ist gegen eine Wahl keine Einsprache er­
folgt und äußert weder der Evang. Oberkirchen­
rai noch ein Mitglied der Synode Bedenken, so

kann an die Stelle einer förmlichen Wahlprü­
fung nach Abs. 1 bis 4 auf einstimmigen Be­
schluß der Synode ein vereinfachtes Verfahren 
dahin treten, daß jedem Synodalen die Mög­
lichkeit gegeben wird, in die Wahlakten Ein­
sicht zu nehmen. Wird daraufhin bis zum Beginn 
der zweiten Sitzung von keinem Synodalen An­
trag auf, förmliche Wahlprüfung gestellt, so gilt 
die Wahl als ordnungsmäßig erfolgt. Entspre­
chendes gilt, wenn Einsprachen oder Bedenken 
sich auf die Wahl in einem oder einigen Kir­
chenbezirken beschränken, für die nicht bean­
standeten Wahlen.

§ 3
(1) In jeder Abteilung übernimmt der älte­

ste Synodale den Vorsitz, sodann wählt die Ab­
teilung einen Vorsitzenden, welcher die Akten 
an einzelne Mitglieder zur Prüfung verteilt, und, 
falls nicht ein anderer Berichterstatter bestimmt 
wird, im Namen der Abteilung über das Ergeb­
nis der Prüfung in der Synode Bericht erstattet.

(2) Kann die Synode nicht ohne weiteres Ent­
scheidung treffen, ob eine Wahl für gültig oder 
ungültig zu erklären ist, so kann sie einen be- 
sonderen Ausschuß für die Wahlprüfung wählen, 
der durch den Evang. Oberkirchenrai Erhebun­
gen veranstalten kann und die Prüfung mit 
größter Beschleunigung zu Ende zu führen hat.

(3) Bis zur Ungültigkeitserklärung seiner Voll­
macht ist der Gewählte vollberechtigtes Mit­
glied der Synode.

Präsidium

§ 4
(1) Nach Erledigung der Wahlprüfung wählt 

die Synode für die Dauer ihrer Amtszeit in ge­
heimer Abstimmung aus ihrer Mitte den Präsi­
denten (9 6 Abs. 2 KLG).

(2) Erhält auch in wiederholter Abstimmung 
niemand die Mehrheit, so ist im dritten Wahl­
gang zwischen den beiden — oder wenn noch 
andere gleich viel Stimmen erhalten haben, zwi­
schen allen — Bewerbern zu entscheiden, die zu­
letzt die meisten Stimmen erhalten haben. Ge-
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wählt ist, wer die meisten Stimmen erhalten hat; 
bei Stimmengleichheit entscheidet der Wahl- 
leiter.

(3) In gleicher Weise werden ein erster und 
ein zweiter Stellvertreter des Präsidenten ge­
wählt, von denen nur einer ein Pfarrer sein soll.

(4) Sodann werden in einem Wahlgang vier 
Schriftführer gewählt. Als gewählt gelten die­
jenigen, welche die meisten Stimmen erhalten 
haben; bei gleicher Stimmenzahl entscheidet der 
Präsident. Der Präsident ist berechtigt, wenn er­
forderlich, vorübergehend Mitglieder der Syn­
ode mit dem Dienst eines Schriftführers zu be­
trauen.

(5) Jede Wahl kann durch Zuruf erfolgen, 
wenn auf entsprechenden Vorschlag niemand 
widerspricht.

§ 5
(1) Ist der Präsident verhindert, so tritt einer 

der Stellvertreter nach ihrer Reihenfolge bei der 
Wahl an seine Stelle.

(2) Scheidet ein Mitglied des Präsidiums aus, 
so findet eine Neuwahl nach Bedarf statt.

(3) Ist der Präsident ausgeschieden, so kann 
auf Verlangen von mindestens 10 Synodalen 
eine Neuwahl des ganzen Präsidiums statifin- 
den.

§ 6
(1) Der Präsident leitet die Geschäfte und die 

Verhandlungen der Synode, handhabt die Ord­
nung und vertritt die Synode gegenüber dem 
Landesbischof, dem Landeskirchenrat und dem 
Evang. Oberkirchenrat.

(2) Die Schriftführer unterstützen den Präsi­
denten und unterstehen seiner Leitung. Sie fer­
tigen die Verhandlungsniederschriften, besorgen 
die Listenführung (§§ 11 Abs. 1, 16 Abs. 3, 23 
Abs. 2) und veranlassen die nötigen schrift­
lichen Ausfertigungen der Synode. Die vom 
Evang. Oberkirchenrat zur Verfügung gestell­
ten Hilfspersonen unterstehen dem Präsidenten.

Ältestenrat

§ 7
(1) Zur Ermöglichung einer freien Verständi­

gung über wichtige Fragen der Geschäftsbe­
handlung und über Wahlen tritt dem Präsiden­
ten ein Ältestenrat zur Seite, der aus den Mit­
gliedern des Präsidiums (§ 4), den Vorsitzenden 
der ständigen Ausschüsse (§ 8) und aus 5 weite­
ren Mitgliedern besieht, die von der Synode 
gewählt werden. Der Präsident kann auch Mit­
glieder des Evang.Oberkirchenrats zur Erteilung 
sachkundigen Rates zuziehen. Der Ältestenrat 
wild vom Präsidenten nach Bedarf zusammen­
gerufen. Das Ergebnis der Beratungen des Älte­
stenrats wird vom Präsidenten der Synode nach 
freiem Ermessen bekannigegeben.

(2) Dem Alterspräsidenten steht vor der Kon­
stituierung der Synode ein vorläufiger Ältesten­
rat zur Seite, der sich aus den auch in die neue

Synode entsandten Mitgliedern des früheren Äl­
testenrates und aus den Schriftführern (§ 1 
Abs. 2) zusammensetzt. Sofern die Zahl dieser 
Milglieder weniger als 9 beirägt, treten die an 
Lebensalter ältesten Synodalen in entsprechen­
der Zahl hinzu.

Ausschüsse

§ 8
(1) Nach der Wahl des Präsidiums werden die 

ständigen Ausschüsse bestellt, und zwar
a) ein Rechtsausschuß, dem die Vorberatung 

rechtlicher Fragen einschließlich der Ver­
fassung obliegt,

b) ein Hauptausschuß für die Beratung des 
Hauptberichts und allgemeiner Fragen der 
Kirche und des kirchlichen Lebens und

c) ein Finanzausschuß zur Beratung des Haus­
halts und anderer finanzieller Fragen.

Die Synode kann nach Bedarf weitere ständige 
Ausschüsse bilden.

(2) Die Ausschüsse können von dem Präsiden­
ten auf Verlangen des Landeskirchenrats auch 
außerhalb der Tagungen der Synode einberufen 
werden.

(3) Zur Beratung besonderer Gegenstände, 
insbesondere zur Vorbereitung von Vorlagen 
an die Synode können besondere Ausschüsse 
gebildet werden. In solche Ausschüsse dürfen 
auch Personen berufen werden, die nicht Syno­
dale sind.

(4) Zur Beratung einzelner Fragen können von 
den Ausschüssen Unterausschüsse bestellt wer­
den.

§ 9
(1) Jedes Mitglied eines Ausschusses kann 

sich vorübergehend durch einen anderen Syno­
dalen vertreten lassen. Dem Vorsitzenden des 
Ausschusses ist hiervon Mitteilung zu machen.

(2) Der Präsident kann in jedem Ausschuß je­
derzeit das Wort nehmen. Die übrigen Synoda­
len können den Beratungen anwohnen.

(3) Der Evang. Oberkirchenrat muß auf 
Wunsch des Ausschusses vertreten sein. Seine 
Mitglieder und Bevollmächtigten und die Kreis­
dekane sind berechtigt, an den Beratungen teil­
zunehmen und müssen auf Verlangen jederzeit 
gehört werden. Die Sitzungen und die Tages­
ordnung sind dem Evang. Oberkirchenrat recht­
zeitig vorher miizuteilen.

§ 10
(1) Jeder Ausschuß wählt einen Vorsitzenden, 

einen Stellvertreter des Vorsitzenden und nach 
Bedarf einen Schriftführer,- die Berichterstatter 
werden von Fail zu Fall bestimmt.

(2) Die Ausschüsse sollen sich nur mit den 
Gegenständen befassen, die ihnen von der Syn­
ode überwiesen sind.

(3) Mitteilungen aus den Ausschußsitzungen
dürfen nur mit Zustimmung des Vorsitzenden
und des Landesbischofs veröffentlicht werden.
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(4) Im übrigen finden auf die Verhandlungen 
in den Ausschüssen die Bestimmungen der Ge­
schäftsordnung für die Verhandlungen in der 
Synode sinngemäß Anwendung.

• Geschäftseingänge

§ 11
(1) Sämtliche Eingänge an die Synode sind 

von den Schriftführern zu verzeichnen und wer­
den in der nächsten Sitzung von dem Präsiden­
ten oder einem Schriftführer bekanntgegeben. 
Jeder Synodale kann von dem Eingang jederzeit 
Einsicht nehmen, soweit die Geschäftserledi­
gung dadurch nicht behindert wird.

(2) Alle an die Synode gelangenden Gegen­
stände sowie Anträge dazu sollen in einem Aus­
schuß vorberaten werden. Die Vorberatung muß 
erfolgen auf Verlangen von mindestens drei 
Synodalen oder des Evang. Oberkirchenrats. Die 
Synode beschließt, welchem Ausschuß eine Sa­
che zu überweisen ist. Vor der Verweisung 
kann eine grundsätzliche Aussprache stattfin­
den, bei der sachliche Anträge nicht zulässig 
sind. In dringenden Fällen kann der Präsident 
eine Sache auch von sich aus einem Ausschuß 
überweisen, unbeschadet des Beschlußrechts der 
Synode in ihrer nächsten Sitzung.

(3) Von Vorlagen des Landeskirchenrats ist je­
dem Synodalen ein Abdruck auszuhändigen. In­
wieweit sonst eine Vervielfältigung stattfindet, 
bestimmt der Präsident oder der Vorsitzende 
eines Ausschusses.

§ 12
(1) Anträge an die Synode über einen zu ih­

rem Wirkungskreis gehörigen Gegenstand sind 
schriftlich einzureichen und bedürfen der Unter­
zeichnung durch mindestens drei Synodale oder 
den Landesbischof. Jeder Antrag kann zurück­
gezogen, von anderer Seite aber wieder aufge­
nommen werden.

(2) Anträge, die nicht einem Ausschuß über­
wiesen werden, sind mündlich zu ’begründen.
Abänderungsaniräge zu einem Gegenstand der 
Tagesordnung müssen mit der Hauptfrage in Zu­
sammenhang stehen und dürfen einer in dersel­
ben Beratung ergangenen Entscheidung der 
Synode nicht widersprechen.

(3) Alle Eingänge gelten als mit dem Schluß 
der Tagung erledigt, wenn nicht die Synode be-- 
schließt, sie ihrer nächsten Tagung zu über­
weisen.

§ 13 '
(1) Die Synodalen haben das Recht, an den 

Landesbischof und den Evang. Oberkirchenrat 
Anfragen zu richten.

(2) Ist die Anfrage von mindestens drei
Synodalen gestellt (förmliche Anfrage), so kön­
nen sie verlangen, daß die Beantwortung, für 
die der Landesbischof die Zeit bestimmt, münd­
lich in einer Sitzung der Synode erfolgt,

nachdem die Anfrage mündlich begründet wor­
den ist. An die Beantwortung kann sich auf Be­
schluß der Synode eine Aussprache anschlie­
ßen, in der Anträge gestellt werden können.

(3) Die Beantwortung einfacher Anfragen, die 
schriftlich vorliegen und sich auf Tatsachen be­
ziehen müssen, erfolgt schriftlich zu Händen des 
Anfragenden. Der Präsident erhält von der Ant­
wort Nachricht und macht von der Anfrage und 
der Antwort der Synode Mitteilung, falls die An­
gelegenheit von allgemeiner Bedeutung und die 
Bekanntgabe ohne Bedenken ist.

§ 14
(1) Eingaben müssen schriftlich vorgelegt wer­

den und von einem stimmberechtigten Glied der 
Landeskirche unterzeichnet sein. Eingaben kirch­
licher Körperschaften können als solche nur an­
gesehen werden, wenn die ordnungsmäßige Be­
schlußfassung nachgewiesen ist. Die Eingaben 
sollen spätestens zwei Wochen vor Beginn der 
Tagung beim Präsidenten vorliegen.

(2) Von der Behandlung kann er absehen,
wenn eine Eingabe nach Form oder Inhalt unge­
eignet ist, oder wenn früher schon die gleiche 
Angelegenheit durch Übergang zur Tagesord­
nung erledigt worden ist, und keine neuen 
Gründe vorgetragen sind.

(3) Im übrigen entscheidet die Synode, ob 
über die Eingabe ganz oder teilweise zur Tages­
ordnung übergegangen oder ob sie als erledigt 
erklärt oder ob sie dem Evang. Oberkirchenrai 
als Material zur Kenntnisnahme oder empieh- 
lend überwiesen werden soll.

(4) Dem Unterzeichner der Eingabe, bei meh­
reren dem ersten, ist von der Art der Erledigung 
unter gleichzeitiger Benachrichtigung desEvang. 
Oberkirchenrats Kenntnis zu geben. •

Sitzungen

§ 15
(1) Die Zeit einer Sitzung und die Tagesord­

nung wird vom Präsidenten festgesetzt.
(2) Die Sitzungen der Synode sind öffentlich. 

Sie werden ausnahmsweise geheim durch Be­
schluß der Synode, wenn die Rücksicht auf die 
Landeskirche es erfordert. Diese Voraussetzung 
wird angenommen, wenn der Landeskirchenrat 
oder der Evang. Oberkirchenrat den Ausschluß 
der Öffentlichkeit für eine Mitteilung begehrt, 
deren Geheimhaltung er für nötig erachtet.

(3) Vertreter anderer Landeskirchen, Mitglie­
der besonderer Ausschüsse (§ 8 Absatz 3) oder 
sachkundige Personen können durch den Präsi­
denten zur Sitzung mit beratender Stimme zuge­
lassen werden.

§ 16
(1) Der Präsident und die Schriftführer neh­

men ihre Plätze an einem besonderen Tisch, alle 
übrigen Synodalen im Saal. Für den Landesbi­
schof, die Mitglieder und Bevollmächtigten des
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Evang. Oberkirchenrats, die Kreisdekane und in 
der Steuersynode auch für den Bevollmächtig­
ten der Staatsregierung sind besondere Platze 
vorbehalten.

(2) Jede Sitzung wird mit einem Gebet, das 
der Präsident oder ein von ihm Beauftragter 
spricht, eingeleitei und geschlossen (§ 9 KLG).

(3) Kein Synodaler darf das Wort nehmen 
ohne Erlaubnis des Präsidenten. Wortmeldungen
erfolgen vor Eröffnung der Sitzung bei einem
diensttuenden Schriftführer, nachher beim Präsi­
denten. Sie gelten bis zum Schluß der Beratung 
über einen Gegenstand; wird in die Beratung 
eines Gegenstandes nicht eingeireten, so verlie­
ren sie mit Schluß der Sitzung ihre Geltung.

(4) Der Präsident erteilt das Wort nach der 
Reihenfolge der Anmeldungen. Er kann davon 
abweichen, um, soweit möglich und zweckmäs­
sig, Redner für und gegen einen Antrag gleich­
mäßig zum Wort kommen zu lassen. Seinen Platz 
in der Rednerliste kann jeder Synodale einem 
anderen abtreien.

(5) Niemand darf in seiner Rede unterbrochen 
werden. Uber denselben Gegenstand darf ein 
Synodaler nur mit ausdrücklicher Zustimmung 
der Synode mehr als zweimal sprechen.

(6) Die Mitglieder und Bevollmächtigten des 
Evang. Oberkirchenrats und die Kreisdekane er­
halten jederzeit das Wort, jedoch ohne Unter­
brechung eines bereits angefangenen Vortrags.

(7) Will sich der Präsident an der Beratung als 
Redner zur Sache beteiligen, so überläßt er bis 
zum Schluß der Beratung über den Gegenstand, 
zu dem er das Wort genommen hat, den Vorsitz 
einem seiner Stellvertreter.

§ 17
(1) Die Wortmeldung zur Geschäftsordnung

unterbricht die Erörterung der Hauptfrage. Die 
Ausführungen dürfen nur mit Genehmigung des 
Präsidenten die Dauer von 5 Minuten über­
schreiten.

(2) Anträge auf Vertagung der Sitzung oder 
auf Schluß der Beratung unterbrechen ebenfalls 
die Erörterung der Hauptfrage. Uber derartige 
Anträge, die von jedem Synodalen gestellt wer­
den können, wird ohne Begründung und Be­
ratung abgestimmt.

(3) Zu persönlichen Bemerkungen, wozu auch 
Richtigstellungen und Aufklärungen von Miß­
verständnissen gehören, wird jedem Synodalen 
am Schluß der Beratung über die Hauptfrage,
im Fall der Vertagung am Schluß der Sitzung
das Wort erteilt. Die Ausführungen dürfen nur 
mit Genehmigung des Präsidenten die Dauer 
von 5 Minuten übersteigen.

§ 18
Die Synode kann bis zum Beginn der Ab­

stimmung jederzeit beschließen, eine angefan- 
gene Verhandlung zu unterbrechen und die Fort­
setzung auf eine andere Sitzung zu verschieben

oder den Gegenstand einem Ausschuß zu über­
weisen oder ihn an den bereits früher damit be- 
faßien Ausschuß zurückzuverweisen.

§ 19
Die Synode kann beschließen, die Formen 

der Beratung und Entscheidung in jeder geeig­
neten Weise abzukürzen, soweit nicht die Be­
stimmungen des Kirchenleitungsgesetzes ent- 
gegenstehen oder mindestens zehn Synodale 
oder der Landesbischof widersprechen.

§ 20
(1) Der Präsident erklärt die Beratung für ge­

schlossen, wenn sich kein Redner mehr meldet, 
oder die Synode den Schluß der Beratung be­
schließt. Hierauf erhalten die Antragsteller und 
zuletzt die Berichterstatter, bei der Besprechung 
einer förmlichen Anfrage der Anfragende das 
Schlußwort,- sie dürfen darin über den Rahmen 
der seitherigen Verhandlungen nicht hinaus­
gehen. Ergreift ein Vertreter des Evang. Ober­
kirchenrats nochmals das Wort, so gilt die Be­
ratung als wieder eröffnet.

(2) Der Präsident setzt alsdann auf Grund der 
vorliegenden Anträge die Frage fest, die er zur 
Abstimmung stellen will. Dazu kann jeder 
Synodale das Wort begehren und die Entschei­
dung der Synode veranlassen. Auch die Ver­
treter des Evang. Oberkirchenrats können das 
Wort nehmen,- die Beratung gilt dann als wie­
der eröffnet.

(3) Die Frage ist so zu stellen, daß sie durch 
Ja oder Nein beantwortet werden kann. Jeder
Synodale kann eine Teilung der Frage 
langen.

ver-

(4) Unmittelbar vor der Abstimmung ist die 
Frage zu verlesen.

§ 21
(1) Die Synode ist beschlußfähig, wenn mehr 

als zwei Drittel der Synodalen anwesend sind 
(§ 7 Abs. 1 b KLG). Alle Beschlüsse sind gültig, 
welche gefaßt werden sind, ohne daß die Be­
schlußfähigkeit vor der Abstimmung festgestellt 
wurde (vergl. jedoch § 23 Abs. 3).

(2) Zur Fassung eines Beschlusses ist die Zu­
stimmung der Mehrheit der anwesenden Syno­
dalen erforderlich (§ 7 Abs. 1 c KLG). Bei Stim­
mengleichheit ist der zur Entscheidung gestellte 
Antrag abgelehni und eine Wahl durch den 
Präsidenten zu entscheiden.

(3) Ein Gesetz, das eine Änderung der Grund­
ordnung enthält, bedarf zur Annahme einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden 
Synodalen bei Anwesenheit von mindestens drei 
Vierteln aller Synodalen (9 23 KLG),

§ 22
(1) Bei Gesetzentwürfen wird über die Über­

schrift und die einzelnen Artikel und Paragra­
phen getrennt abgestimmt. Gleiches gilt von den 
entsprechenden Abschnitten des Kirchenhaus­

1
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halts. Außerdem findet eine Schlußabstimmung 
über den ganzen Entwurf statt.

(2) Abänderungsanträge kommen vor dem
Hauptantrag zur Abstimmung. Unter mehreren
Abänderungsanträgen kommt derjenige zuerst 
zur Abstimmung, der sich am weitesten vom 
Haupiantrag entfernt. Als Hauptantrag gilt, falls 
eine Beratung in einem Ausschuß erfolgte, der 
Antrag des Ausschusses; dieser tritt, soweit er 
eine Änderung an der ursprünglichen Vorlage 
oder dem ursprünglichen Antrag vorschlägt, an 
deren Stelle.

(3) Alle Gesetzentwürfe bedürfen zu ihrer An­
nahme oder Nichtannahme einer wiederholten, 
durch mindestens eine Nacht getrennten Ab­
stimmung, wenn mindestens zehn Synodale oder 
der Landeskirchenrat es verlangen, bevor die 
Verkündung des Gesetzes stattgefunden hat 
oder die Tagung geschlossen ist. Die Wiederho­
lung kann hinsichtlich einer Teilabstimmung 
oder der Schlußabstimmung verlangt werden; 
hat die Teilabstimmung ein anderes Ergebnis, 
so muß auch die Schlußabstimmung wiederholt 
werden. Die wiederholte Abstimmung ist end­
gültig.

§ 23
(1) Namentliche Abstimmung findet nur auf

mindestens zehn Synodalen statt.Antrag von
Uber einen Schluß- oder Vertagungsantrag
kann namentliche Abstimmung nicht beantragt 
werden.

(2) Die Namen der Abstimmenden und ihre 
Abstimmung werden in das Sitzungsprotokoll 
aufgenommen, ebenso die Namen der Fehlen­
den mit der Angabe, ob sie beurlaubt oder 
krank oder sonst verhindert sind oder ob sie 
unentschuldigt fehlen.

(3) Ergibt sich bei der Abstimmung, daß die 
zur Gültigkeit der Beschlußfassung erforderliche
Zahl von Synodalen nicht vorhanden ist, so
ist die Abstimmung in der nächsten Sitzung ohne 
nochmalige Verhandlung zu wiederholen.

§ 24
(1) Soweit namentliche Abstimmung nicht 

statifindet, wird durch Aufsiehen oder durch 
Handaufheben abgestimmi. Bei zweifelhafter 
Entscheidung wird das Ergebnis der Abstim­
mung durch Gegenprobe, nötigenfalls durch 
Auszählen festgestellt. Bei Kirchengesetzen muß 
die Zahl der dafür und dagegen stimmenden 
Synodalen festgestellt und in der Niederschrift 
vermerkt werden.

(2) Wenn gegen einen Antrag von keiner Sei­
te Widerspruch erhoben worden ist, kann der 
Präsident dies feststellen und ohne förmliche 
Abstimmung die Annahme erklären.

§ 25
(1) Wegen Abschweifungen vom Beratungs­

gegenstand kann der Präsident einen Synodalen 
zur Sache rufen.

(2) Wenn ein Synodaler in der Sitzung die 
Ordnung verletzt, insbesondere wenn er per­
sönlich verletzende Ausführungen macht, wird 
er vom Präsidenten gerügt oder in schwereren 
Fällen zur Ordnung gerufen. Nötigenfalls kann 
ihm auch das Wort entzogen werden.

(3) Rüge oder Ordnungsruf werden vom Präsi­
denten sofort oder spätestens in der nächsten 
Sitzung der Synode ausgesprochen. Erfolgt die 
Rüge oder der Ordnungsruf nicht sofort, so ist 
gleichzeitig der Tatbestand bekanntzugeben.

(4) Äußerungen eines Synodalen, welche 
von dem Präsidenten gerügt oder mit einem 
Ordnungsruf belegt worden sind, dürfen von 
den folgenden Rednern nicht zum Gegenstand 
einer Entgegnung gemacht werden.

(5) Gegen die Rüge oder den Ordnungsruf
kann spätestens am folgenden Werktag schrift-
lich Einspruch erhoben werden. Die Synode ent­
scheidet - ohne Beratung darüber -, ob die 
Maßregel gerechtfertigt war.

§ 26
(1) Dem Ausspruch des Präsidenten oder dem 

auf Einsprache erfolgten Beschluß der Synode 
hat jeder Synodale Folge zu leisten.

(2) Wenn es dem Präsidenten nicht gelingt, 
die Ordnung wieder herzustellen, so kann er 
die Sitzung unterbrechen. Nach einer Stunde 
wird die Sitzung fortgesetzt.

§ 27
(1) Der Präsident wahrt das Hausrecht im 

Sitzungssaal und in den Nebenräumen ein­
schließlich der für die Allgemeinheit zugäng­
lichen Zuhörerräume.

(2) Wer von den Zuhörern durch Zeichen des 
Beifalls oder der Mißbilligung oder auf andere 
Weise die Ruhe der Versammlung stört, kann
angewiesen werden, sich zu entfernen. Bei fort-
dauernden Störungen kann der Präsident den 
Zuhörerraum räumen lassen.

(3) Der Eintritt in den Saal der Synodalen 
ist nur denen gestattet, welche durch die Ver­
fassung oder die Geschäftsordnung oder durch 
Dienstleistung bei der Synode dahin berufen 
sind. Jeder Synodale hat das Recht, den Präsi­
denten auf die unbefugte Anwesenheit anderer 
Personen aufmerksam zu machen.

§ 28
(1) Sämtliche Verhandlungen der Synode sol­

len durch einen Stenographen aufgenommen 
werden. Die Aufnahme dient zur Herstellung 
des amtlichen Sitzungsberichts, die vom Evang. 
Oberkirchenrat besorgt wird. Die betreffenden 
Abschnitte der Bearbeitung mit dem Stenogramm 
werden den Rednern vor der endgültigen Druck­
legung zur Geltendmachung von Bedenken oder
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Wünschen mitgeteilt. Uber wichtige Meinungs­
verschiedenheiten entscheidet der Landeskir­
chenrat.

(2) Außerdem wird über jede Sitzung von 
einem Schriftführer, den der Präsident bestimmt, 
mit Unterstützung durch die Kanzlei eine Nieder­
schrift gefertigt, in die Ort und Zeit der Sitzung, 
die Tagesordnung, die Redner, die Anträge und 
die Abstimmungsergebnisse sowie solche tat­
sächlichen Angaben aufzunehmen sind, deren 
Aufnahme der Präsident, der Evang. Oberkir­
chenrat oder die Synode verlangen. Die Nieder­
schrift wird von dem Schriftführer und dem Prä­
sidenten unterzeichnet.

(3) Über geheime Sitzungen werden beson­
dere Aufnahmen und Niederschriften gefertigt, 
deren Veröffentlichung nur mit Zustimmung der 
Synode oder des Landeskirchenrats bzw. des 
Evang. Oberkirchenrats, falls diese den Aus- 

.schluß der Öffentlichkeit verlangt hatten, erfol- 
/ gen darf (vgl. § 15 Abs. 2).

(4) Uber die von der Synode angenommenen 
kirchlichen Gesetze und sonstigen Anträge so­
wie über die dem Evang. Oberkirchenrat über­
wiesenen Eingaben wird dem Evang. Oberkir- 
chenrai vom Präsidenten schriftlich Mitteilung 
gemacht. Der Entwurf eines Beschlusses kann 
einem Ausschuß übertragen werden.

(5) Gegen Beschlüsse der Synode, auch 
solche über Gesetze, kann der Evang. Oberkir­
chenrat Einspruch erheben, wenn er sie als nach­
teilig für die Landeskirche ansieht. Er hat dies 
noch während der Tagung, in welcher der be­
anstandete Beschluß ergangen ist, der Synode 
unter Darlegung der Gründe mitzuteilen. Ver­
bleibt die Synode bei ihrem Beschluß und der 
Evang. Oberkirchenrat bei seinem Einspruch, so 
ist eine nochmalige Behandlung und Abstim­
mung auf der nächsten Tagung der Synode er­

. forderlich. In diesem Falle ist der Vollzug des 
* beanstandeten Beschlusses bis zur erneuten Be­

schlußfassung aufgeschoben. Gegen einen erneu­
ten, sachlich unveränderten Beschluß der Syn­
ode kann der Evang. Oberkirchenrat nicht aber­
mals Einspruch erheben (§ 8 KLG).

Synodale

§ 29

(1) Der Präsident kann aus dringenden Grün­
den einzelne Synodale beurlauben. Wer wegen 
Krankheit oder aus anderem zwingendem Anlaß 
verhindert ist, hat davon alsbald dem Präsidenten 
Mitteilung zu machen. Der Präsident gibt diese 
Fälle in der nächsten Sitzung bekannt.

{2) Die Anwesenheit der Synodalen wird für 
jeden Tag durch eigenhändige Eintragung in 
eine im Sitzungssaal oder in der Kanzlei der 
Synode aufliegende Liste beurkundet. Sonn- 
und Feiertage zwischen Anwesenheitsiagen wer-

den hinsichtlich der Aufwandsentschädigung 
einem solchen ohne weiteres gleichgeachtet.

Landeskirchenrat

§ 30
(1) Spätestens am Schluß ihrer ersten Tagung 

wählt die Synode aus ihrer Mitte die synodalen 
Mitglieder des Landeskirchenrats in einemWahl- 
gang für die Amisdauer der Synode. Jeder Syno­
dale hat so viele Stimmen, als synodale Mit­
glieder zu wählen sind. Kumulation von Stim­
men auf einen Kandidaten ist nicht zulässig. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abge­
gebenen Stimmen erhalten hat. Bezüglich der­
jenigen Kandidaten, die im ersten Wahlgang 
diese Mehrheit nicht erreicht haben, findet ein 
zweiter Wahlgang statt, bei dem nur solche 
Synodale gewählt werden können, die schon im 
ersten Wahlgang Stimmen erhalten haben. Wird 
auch im zweiten Wahlgang bezüglich eines oder 
mehrerer zu Wählenden die erforderliche Mehr­
heit nicht erreicht, so findet ein dritter Wahl­
gang statt, in dem diejenigen als gewählt gelten, 
die die meisten Stimmen erhalten haben. Im drit­
ten Wahlgang können nur solche Synodale ge­
wählt werden, die im ersten oder im zweiten 
Wahlgang Stimmen erhalten haben.

(2) Für jedes gewählte synodale Mitglied 
wird ein Stellvertreter in besonderem Wahlgange 
bestellt.

(3) Scheidet ein synodales Mitglied oder ein 
Stellvertreter aus, so ist beim nächsten Zusam- 
mentreien der Synode für den Ausgeschiede­
nen ein anderes Mitglied oder ein Stellvertreter 
für die restliche Amisdauer der Synode zu wäh­
len.

(4) § 4 Absatz 5 findet entsprechende Anwen­
dung.

Landesbischof

§ 31
(1) Ist das Amt des Landesbischofs freige­

worden, so ist spätestens am Schluß der näch­
sten Tagung der Synode die Neuwahl vor­
zunehmen. Die Wahl ist nicht auf Mitglieder der 
Synode beschränkt. Die für die Wahl des Prä­
sidenten geltenden Bestimmungen (§ 4 Abs. 2) 
sind mit der Maßgabe entsprechend anzuwen­
den, daß bei der Wahl mindestens drei Viertel 
aller Synodalen anwesend sein müssen (§ 13 
Abs. 1 KLG). Ein Einspruchsrecht des Evang. 
Oberkirchenrats (§ 28 Abs. 5) besteht nicht.

(2) Soweit der Landesbischof — unbeschadet 
seiner allgemeinen Vertretung durch seinen 
Stellvertreter - durch ein in seinem besonderen 
Auftrag auftretendes Mitglied des Landeskir­
chenrats oder des Evang. Oberkirchenrais tätig 
wird, stehen die in der Geschäftsordnung ihm 
vorbehaltenen Rechte auch dem Beauftragten 
zu.
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Auslegung und Ande igd Geschäftsordm r
§ 32

(1) Zweifel über die Auslegung der Geschäfts­
ordnung in einem Einzelfalle entscheidet die 
Synode mit einfacher Mehrheit.

(2) Änderungen der Geschäftsordnung können 
nur auf Grund vorausgegangener Beratung in 
einem Ausschuß mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der anwesenden Synodalen beschlossen 
werden. § 22 Absatz 3 gilt sinngemäß.

(3) Eine Abweichung von den Bestimmungen 
der Geschäftsordnung im Einzelfall ist zulässig, 
wenn nicht ein Synodaler oder der Evang. Ober­
kirchenrat widerspricht.

Abteilung II:
Kirchenbezirke Heidelberg, Ladenburg-Wein­
heim, Oberheidelberg, Neckargemünd, Neckar­
bischofsheim.
Abteilung III:
Kirchenbezirke Sinsheim, Bretten, Karlsruhe­
Land, Durlach, Pforzheim-Stadt, Pforzheim-Land. 
Abteilung IV:
Kirchenbezirke Karlsruhe-Stadt, Baden-Baden, 
Rheinbischofsheim, Lahr, Emmendingen.
Abteilung V:
Kirchenbezirke Freiburg, Müllheim, Lörrach, 
Schopfheim, Homberg, Konstanz.

Anlage zu § 2 Absatz 2.

Wahlprüfungsabfeilungen.
Abteilung I:
Kirchenbezirke Wertheim, Boxberg, Adelsheim, 
Mosbach, Mannheim.

Karlsruhe, den 5. Mai 1954.

Der Präsident der Landessynode 
der

Vereinigten Evangelisch-proiestanfischen
Landeskirche Badens:

Dr. Umhauer.

Ely 44573w%-9 aa,'-5-rpsGn 
aC-a-A-ALC-scrag, 9440

OKR. 26. 5. 1954
Nr. 11274
Az. 10/0

Erweiterung des Kirchspiels 
der Evang. Kirchengemein­
de Gernsbach betr.

Stellvertreter Bürgermeister Hermann Schnei­
der in Konstanz wiedergewählt.

In das Kirchspiel der Evang. Kirchengemein­
de Gernsbach, das bisher die Gemarkungen der 
bürgerlichen Gemeinden Gernsbach und Stau­
fenberg umfaßte, werden mit staatlicher Geneh­
migung mit Wirkung vom 1. April 1954 die Ge­
markungen der bürgerlichen Gemeinden Hil- 
perisau, Hörden und Obertsrot als weitere kirch­
liche Nebenorte eingegliedert.

OKR. 25. 5. 1954
Nr. 9096

Die Errichtung eines Vika­
riats in Stockach betr.

Az. 10/3

In Stockach wurde mit Wirkung vom 1. April 
1954 ein Vikariat errichtet.

OKR. 12. 6. 1954 
Nr. 13238
2- 1A1
24. ix/ *

Den Präsidenten der Landes­
synode betr.

Die Landessynode hat in ihrer konstituieren­
den Sitzung vom 1. Mai 1954 den bisherigen Prä­
sidenten, Rechtsanwalt beim Bundesgerichtshof, 
Minister a. D. Dr. Erwin Umhauer wieder zum 
Präsidenten gewählt.

Zum 1. Stellvertreter des Präsidenten wurde 
Dekan Friedrich Hauß in Dietlingen, zum 2.

OKR. 31.5. 1954
Nr. 12641

Die synodalen Mitglieder
des Landeskirchenrafs beir.

Az. 14/5
Die Landessynode hat in ihrer Sitzung am 

5. 5. 1954 gemäß § 15 Abs. 1 des Kirchenleitungs- 
geseizes die folgenden Synodalen zu Mitglie­
dern des Landeskirchenrats bzw. zu deren Stell­
vertretern gewählt:

a) Müglieder:
1. Universitätsprofessor D. Dr. Constantin von. 

Dietze in Freiburg,
2. Pfarrer Ernst Hammann in Karlsruhe­

Rüppurr,
3. Dekan Roland Hörner in Emmendingen,
4. Pfarrer Lic. Kurt Lehmann in Mannheim, 
5. Direktor Alfred Rücklin in Pforzheim,
6. Architekt Dr.-Ing. Max Schmechel

in Mannheim..

b) Stellvertreter:

1. Universitätsprofessor D. Dr. Gerhard Ritter 
in Freiburg,

2. Dekan Hermann Dürr in Wiesloch,
3. Pfarrer Gotthilf Schweikhart in Obrig­

heim,
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4. Pfarrer Erich Kühn in Mannheim-Neckarau,
5. Bürgermeister Hermann Schneider

in Konstanz,
6. Hauptlehrer i. R. Andreas Müller

in Heidelberg.
Außerdem hat der Landesbischof den Direk­

tor des Praktisch-Theologischen Seminars der 
Universität Heidelberg, Universitätsprofessor Dr. 
Wilhelm Traugott Hahn in Heidelberg, gemäß 
§ 15 Abs. 2 des Kirchenleitungsgesetzes zum Mit­
glied des Landeskirchenrats berufen.

OKR. 31. 5. 1954
Nr. 9103
Az. 15/3

Mitglieder der Synode 
der Evang. Kirche in 
Deutschland betr.

Die Landessynode hat am 5. 5. 1954 zu Mit­
gliedern der Synode der Evang. Kirche in 
Deutschland gewählt:
a) Universitätsprofessor D. Dr. Constantin

von Dietze in Freiburg/Brsg.,
1. Stellvertreter: Bürgermeister Hermann 

Schneider in Konstanz,
2. Stellvertreter: Architekt Dr.-Ing. Max 

Schmechel in Mannheim,
b) Pfarrer Ernst Hammann in Karlsruhe­

Rüppurr,
1. Stellvertreter: Pfarrer Gotthilf Schweik- 

hart in Obrigheim,
2. Stellvertreter: Pfarrer Dr. Manfred Wal­

lach in Eberbach.

OKR. 2. 6. 1954
Nr. 12679

Theologische Prüfungen 
im Spätjahr 1954 betr.

Az. 20/01

Die im Spätjahr 1954 abzuhaltenden theologi­
schen Prüfungen werden beginnen:

die erste am Freitag, dem 17. September 
1954 (17. und 18. September schriftliche 
Prüfung, ab 11. Oktober mündliche Prü- 

. fung),
die zweite am Montag, dem 4. Oktober 

1954.
Die Gesuche um Zulassung zur ersten theo­

logischen Prüfung müssen spätestens am 6. Au­
gust, die zur zweiten theologischen Prüfung 
spätestens am 16. August beim Oberkirchenrat 
eingegangen sein.

Was die weiteren Einzelheiten, die Gegen­
stände der Prüfungen, die Gesuche um Zulas­
suna und die den Gesuchen beizulegenden 
Nachweise sowie den bei der zweiten Prüfung 
vorzulegenden Lebenslauf betrifft, so verweisen 
wir auf die Studien- und Prüfungsordnung vom 
13. 12. 1951 (VBl. S. 70 ff.).

Wir bitten die Herren Geistlichen, ihnen et­
wa bekannte Studenten auf vorstehende Be­
kanntmachung aufmerksam zu machen.

OKR. 9. 6. 1954
Nr. 13484
Az. 20/01

Das bibelkundliche Kollo­
quium im Spätjahr 1954 
betr.

Das nächste bibelkundliche Kolloquium fin­
det am 21. und 22. Oktober 1954 statt. Wegen 
der Zulassung verweisen wir auf § 5 der Stu­
dien- und Prüfungsordnung vom 13. 12. 1951 
(VBl. S. 70 ff.). Die Gesuche um Zulassung sind 
bis spätestens 6. Oktober 1954 beim Oberkir­
chenrat einzureichen. Zum Nachweis der zurück­
gelegten Semester ist eine nach Disziplinen ge­
ordnete Aufstellung sämtlicher Vorlesungen mit 
Angabe der Semester, in denen sie gehört wur­
den, beizufügen.

Die Herren Geistlichen werden gebeten, 
ihnen etwa bekannte Studenten auf vorstehen­
de Bekanntmachung aufmerksam zu machen.

OKR. 15.6. 1954 Bezirksjugendpfarrer beir.
Nr. 11959
Az. 41/1

Nachstehend geben wir zwei Veränderungen 
der Liste der Bezirksjugendpfarrer (vgl. VBl. 1951 
S. 15 bzw. 1952 S. 17) bekannt:

Kirchenbezirk Lahr: Pfarrer Traugott Jäger 
in Meißenheim.

Kirchenbezirk Sinsheim: Pfarrer Helmut Oeß 
in Waldangelloch.

OKR. 21.5. 1954
Nr. 11106
Az. 43

Landeskollekte für den Wie­
deraufbau der Kirche in 
Weingarten betr.

Am 5. Sonntag nach Trinitatis, dem 18. Juli 
1954, wird eine Landeskollekte für den Wieder­
aufbau der evang. Kirche in Weingarten er­
hoben, die am Sonntag zuvor mit nachstehenden 
Worten zu empfehlen ist:

Die Kirchengemeinde Weingarten ist eine 
der am schwersten betroffenen Gemeinden 
unserer Landeskirche. Durch die Kriegs­
ereignisse wurden Kirche, Gemeindehaus, 
Schwesternstation und Kinderschule zerstört. 
Unter großen Opfern hat die Gemeinde sich 
die notwendigsten Räume für die Gemeinde­
arbeit geschaffen. Es ist eine erhebliche 
Schuldenlast vorhanden, und dennoch muß­
te mit dem Wiederaufbau der zerstörten Kir­
che begonnen werden. Der Rohbau ist fer­
tiggestellt. Alt und jung haben in freiwilli­
gem Arbeitseinsatz beim Aufbau der Kirche 
geholfen, und auch die politische Gemein­
de hat die Kirchengemeinde unterstützt. Oh­
ne weitere Hilfe ist die Fertigstellung des 
Baues jedoch nicht möglich. So rufen wir die 
Gemeinden unserer Landeskirche auf, durch 
ihr Opfer mit an der Last zu tragen, die der 
Gemeinde Weingarten auferlegt ist.
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OKR. 1.6. 1954
Nr. 11765

La ideskollokie für den Bau 
einer Kirche in Ketsch beir.

Az. 43

Am 8. Sonntag nach Trinitatis, dem 8. 8. 1954 
wird eine Landeskollekte für den Bau einer Kir­
che in Ketsch erhoben, die am Sonntag zuvor 
den Gemeinden mit nachstehenden Worten zu 
empfehlen ist:

Die Zahl der Evangelischen in der Gemein­
de Ketsch bei Mannheim ist seit 1945 von 180 
auf 700 gestiegen und nimmt stetig zu. Die 
Gottesdienste werden im katholischen Kin­
dergarten gehalten. Der Wunsch nach einem 
eigenen Gotteshaus wird immer lauter und 
soll durch den Bau einer Kirche, zunächst 
ohne Turm und Glocken, verwirklicht werden. 
Die Gemeinde besteht zum überwiegenden 
Teil aus Flüchtlingen und Umsiedlern. Sie ist 
darum bei aller Opferbereiischafi nicht in der 
Lage, das Baukapital von rd. 60 000.- DM al­
lein aufzubringen und bittet um die glaubens­
brüderliche Hilfe der gesamten Landeskirche.

OKR. 19.5. 1954
Nr. 11119
Az. 43

Landeskollekte für den Bau 
einer Kirche und eines Pfarr­
hauses in Seelbach b. Lahr 
beir.

Ära 14. Sonniag nach Trinifatis, dem 19. 9. 
1954, wird eine Landeskollekte für den Bau einer 
Kirche und eines Pfarrhauses in Seelbach er­
hoben, die am Sonntag zuvor den Gemeinden 
mit nachstehenden Worten zu empfehlen ist:

Die Zahl der Evangelischen in der Diaspo­
ra des Schuiteriales stieg nach dem Krieg 
durch den Zuzug von Heimatvertriebenen
auf über 800. Die im Jahre 1952 zur Kirchen-
gemeinde erhobene Gemeinde Seelbach b. 
Lahr ist daher gezwungen, eine Kirche und 
ein Pfarrhaus zu bauen, um ein Gemeinde­
zentrum für die kirchliche Arbeit zu erhal­
ten. Lahr wird als Muttergemeinde einen Teil 
der Baulast übernehmen. Die junge Gemein­
de selbst bringt beachtliche Opfer; sie ist 
jedoch auf die brüderliche Mithilfe der gan­
zen Landeskirche angewiesen.

OKR.4.6. 1954
Nr. 11173
Az. 57/1

Erhebung der Kirchensteuer 
1954 und 1955 (Besteuerungs- 
grundlagen) beir.

Im nachstehenden bringen wir zum Abdruck:
a) die Verordnung der Landesregierung über die 

Erhebung der Kirchensteuer 1954 und 1955 
im Regierungsbezirk Südbaden vom 5. 5. 
1954 (GBl. Baden-Würft, S. 64),

b) die Verordnung des Kultministeriums über 
die Erhebung der Kirchensteuer 1954 und 
1955 im Regierungsbezirk Nordbaden vom 
12. 5. 1954 (GBl. Baden-Württ. S. 67).

Verordnung der Regierung 
über die Erhebung der Kirchensteuer 1954 und 

1955 im Regierungsbezirk Südbaden
Vom 5. Mai 1954

Auf Grund von Art. V des Bad. Landesgeset­
zes zur Änderung des Kirchensteuerrechts vom 
28. Juni 1951 (Bad. GVBI. S. 119) und Art. 12 
Abs. 2 des Bad. Landeskirchensteuergesetzes so­
wie Art. 12 Abs. 2 des Bad. Oriskirchensteuerge- 
setzes, je i. d. F. des Bad. Landesgesetzes zur Än-
derung des Kirchensteuerrechts 
1951, wird folgendes verordnet:

vom 28. Juni

§ 1
Als Besteuerungsgrundlagen für die Erhebung 

der Kirchensteuer in den Kirchensteuerjahren 
1954 und 1955 im Regierungsbezirk Südbaden 
werden bestimmt:
a) bei den Lohnsteuerpflichtigen die für die Ka­

lenderjahre 1954 und 1955 jeweils erhobene 
Lohnsteuer,

b) bei den veranlagten Einkommensteuerpflich­
tigen die für die Kalenderjahre 1954 und 1955 
jeweils festgesetzte Einkommensteuer,

c) bei der Grundsteuer die für das Rechnungs­
jahr 1953 maßgebenden Grundsteuermeßbe­
träge,

d) bei der Gewerbesteuer der für das Kalender­
jahr 1952 festgesetzte einheitliche Gewerbe- 
steuermeßbetrag,

e) bei der Körperschaftsteuer die für das Kalen­
derjahr 1952 festgesetzte Körperschafisieuer.

§2
(1) Bei Steuerpflichtigen, die im Laufe des 

Jahres 1952 neu in die Gewerbesteuerpflicht oder 
Körperschaftsteuerpflicht eingeireien sind, bil­
den der einheitliche Gewerbesteuermeßbetrag 
1952 und die Körperschaftsfeuer 1952, beide nach 
Umrechnung auf volle Jahresbeträge, die Be- 
sieuerungsgrundlagen.

(2) Bei Steuerpflichtigen, die erst im Laufe 
des Jahres 1953 neu in die Gewerbesteuerpflicht 
oder Körperschaftsteuerpflicht eingeireien sind, 
werden für die aus dem einheitlichen Gewerbe- 
steuermeßbetrag und der Körperschaftsteuer zu 
berechnende Kirchensteuer 1954 und 1955 als Be­
steuerungsgrundlagen der einheitliche Gewerbe- 
steuermeßbetrag 1953 und die Körperschaftsteuer 
1953, beide nach Umrechnung auf volle Jahres­
beträge, bestimmt.

(3) Bei Steuerpflichtigen, die erst im Laufe 
des Jahres 1954 neu in die Gewerbesteuerpflicht 
oder Körperschaftsteuerpflicht eintreien, werden 
für die aus dem einheitlichen Gewerbesteuer­
meßbetrag und der Körperschaftsteuer zu be­
rechnende Kirchensteuer 1954 und 1955 als Be­
steuerungsgrundlagen der einheitliche Gewerbe- 
sieuermeßbeirag 1954 und die Körperschaftsteuer 
1954 bestimmt, hinsichtlich der Kirchensteuer 
1955 nach Umrechnung auf volle Jahresbeträge.
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(4) Bei Steuerpflichtigen, die erst im Laufe des rechts im Landesbezirk Baden vom 21. Januar
Jahres 1955 neu in die Gewerbesteuerpflicht oder 1952 (Reg.Bl. f. WB. 1952 S. 3), sowie auf Grund
Körperschafisleuerpflicht eintreien, werden für । von Art. V Abs. 1 Nr. 3 des württ.-bad. Gesetzes 

aus dem einheillichen Gewerbesfeuermeß- Nr. 410 wird folgendes verordnet:die
betrag und der Körperschaftsteuer zu berech­
nende Kirchensteuer 1955 als Besteuerungsgrund- 
lagen der einheitliche Gewerbesteuermeßbetrag 
1955 und die Körperschaftsteuer 1955 bestimmt.

§3
Sofern Kirchengemeinden die Kirchensteuer 

für 1955 nicht zusammen mit der Kirchensteuer 
1954 erheben, wird ihnen gestattet, die aus den 
Grundsteuermeßbeträgen, dem einheitlichen Ge­
werbesteuermeßbetrag und der Körperschaff­
steuer zu berechnende Kirchensteuer für 1955 
abweichend von § 1 auf der Grundlage der für 
das Rechnungsjahr 1954 festgesetzten Grund- 
steuermeßbeiräge und dem für das Kalenderjahr 
1953 festgesetzten einheitlichen Gewerbesteuer- 
meßbetrag und Körperschaftsteuer zu erheben. 
§ 2 Abs. 2 bis 4 findet entsprechende Anwendung.

§4
(1) Bis zur Feststellung der nach § 1 maßge­

benden Besteuerungsgrundlagen können Voraus­
zahlungen nach den zuletzt festgesetzten Besteue­
rungsgrundlagen erhoben werden.

(2) Bis zur Festsetzung der nach § 2 maßge­
benden Besteuerungsgrundlagen können Voraus- 
zahlungen nach dem für die Gewerbesteuer­
vorauszahlungen festgesetzten einheitlichen Meß- 
befrag und nach den zu leistenden Körperschaft­
sfeuervorauszahlungen erhoben werden.

§5
Die Kirchensteuer aus der Einkommensteuer 

und aus der Körperschaftsteuer wird jeweils für 
das Kalenderjahr, die Kirchensteuer aus dem 
Grundsteuermeßbetrag und aus dem einheitli­
chen Gewerbesteuermeßbetrag jeweils für das 
Rechnungsjahr als Kirchensteuerjahr erhoben.

§6
Die Hebesäize der Bausteuer nach den Grund- 

steuermeßbeirägen, den einheitlichen Gewerbe­
steuermeßbeträgen und der Körperschaftsteuer 
sind im Verhältnis 4:4:1 festzusetzen.

Stuttgart, den 5. Mai 1954

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:
Dr. Veit
D r. Frank

Ulrich
Hohlwegler 

Farny

Simpfendörfer
Fiedler

Verordnung des Kuliminisieriums 
über die Frhobung der Wirchenefoner 1954 und 

1955 im Regierungsbezirk Nordbaden
Vom 12. Mai 1954

Auf Grund von Art. 12 Abs. 2 des Bad. Lan­
deskirchensteuergesetzes und Ari. 12 Abs. 2 des 
Bad. Ortskirchensteuergesetzes je i. d. F. des Ge­
setzes Nr. 410 zur Änderung des Kirchensteuer-

Nr. 410 wird folgendes verordnet:

§1
Als Besteuerungsgrundlagen für die Erhebung 

der Kirchensteuer in den Kirchensteuerjahren 
1954 und 1955 im Regierungsbezirk Nordbaden 
werden bestimmt:
a) bei den Lohnsteuerpflichtigen die für die Ka­

lenderjahre 1954 und 1955 jeweils erhobene 
Lohnsteuer,

b) bei den veranlagten Einkommensteuerpflich­
tigen die für die Kalenderjahre 1954 und 1955 
jeweils festgesetzte Einkommensteuer,

c) bei der Grundsteuer die für das Rechnungs­
jahr 1953 maßgebenden Grundsieuermeßbe- 
träge,

d) bei der Gewerbesteuer der für das Kalender­
jahr 1952 festgesetzte einheitliche Gewerbe­
steuermeßbetrag,

e) bei der Körperschaftsteuer die für das Kalen­
derjahr 1952 festgesetzte Körperschaftsteuer.

§2
(1) Bei Steuerpflichtigen, die im Laufe des 

Jahres 1952 neu in die Gewerbesteuerpflicht 
oder Körperschaftsteuerpflicht eingetreten sind, 
bilden der einheitliche Gewerbesteuermeßbetrag 
1952 und die Körperschaftsteuer 1952, beide nach 
Umrechnung auf volle Jahresbeträge, die Be­
steuerungsgrundlagen.

(2) Bei Steuerpflichtigen, die erst im Laufe 
des Jahres 1953 neu in die Gewerbesteuerpflicht 
oder Körperschaftsteuerpflicht eingeireten sind, 
werden für die aus dem einheitlichen Gewerbe­
steuermeßbetrag und der Körperschaftsteuer zu 
berechnende Kirchensteuer 1954 und 1955 als 
Besteuerungsgrundlagen der einheitliche Gewer­
besteuermeßbetrag 1953 und die Körperschaft­
steuer 1953, beide nach Umrechnung auf volle 
Jahresbeträge, bestimmt.

(3) Bei Steuerpflichtigen, die erst im Laufe des 
Jahres 1954 neu in die Gewerbesteuerpflicht 
oder Körperschaftsteuerpflichi eintreten, werden 
für die aus dem einheitlichen Gewerbesteuer­
meßbetrag und der Körperschaftsteuer zu be­
rechnende Kirchensteuer 1954 und 1955 als Be­
steuerungsgrundlagen der einheitliche Gewerbe­
steuermeßbetrag 1954 und die Körperschaftsteuer 
1954 bestimmt, hinsichtlich der Kirchensteuer 
1955 nach Umrechnung auf volle Jahresbeträge.

(4) Bei Steuerpflichtigen, die erst im Laufe 
des Jahres 1955 neu in die Gewerbesteuerpflicht 
oder Korperschaftsteuerpflicht eintreten, werden 
für die aus dem einheitlichen Gewerbesteuer­
meßbetrag und der Körperschaftsteuer zu be­
rechnende Kirchensteuer 1955 als Besteuerungs­
grundlagen der einheitliche Gewerbesieuermeß- 
betrag 1955 und die Körperschaftsteuer 1955 be­
stimmt.
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§3
Sofern Kirchengemeinden die Kirchensteuer 

für 1955 nicht zusammen mit der Kirchensteuer 
1954 erheben, wird ihnen gestattet, die aus den 
Grundsteuermeßbeträgen, dem einheitlichen Ge- 
werbesieuermeßbetrag und der Körperschafi- 
steuer zu berechnende Kirchensteuer für 1955 
abweichend von § 1 auf der Grundlage der für 
das Rechnungsjahr 1954 festgesetzten Grundsteu- 
ermeßbeiräge und dem für das Kalenderjahr 1953 
festgesetzten einheitlichen Gewerbesteuermeß­
betrag und Körperschaftsteuer zu erheben. § 2 
Abs. 2 bis 4 findet entsprechende Anwendung.

§4
(1) Bis zur Feststellung der nach § 1 maßge­

benden Besieuerungsgrundlagen können Vor­
auszahlungen nach den zuletzt festgesetzten Be­
sieuerungsgrundlagen erhoben werden.

(2) Bis zur Festsetzung der nach § 2 maßge­
benden Besteuerungsgrundlagen können Vor­
auszahlungen nach dem für die Gewerbesteuer- 
vorauszahlungen festgesetzten einheitlichen Meß­
betrag und nach den zu leistenden Körperschaft­
steuervorauszahlungen erhoben werden.

§5
Die Kirchensteuer aus der Einkommensteuer 

und aus der Körperschaftsteuer wird jeweils für 
das Kalenderjahr, die Kirchensteuer aus den 
Grundsteuermeßbeirägen und aus dem einheit­
lichen Gewerbesieuermeßbetrag jeweils für das 
Rechnungsjahr als Kirchensteuerjahr erhoben.

§6
Die Hebesätze der Bausteuer nach den Grund­

sfeuermeßbeträgen, den einheitlichen Gewerbe­
steuermeßbeträgen und der Körperschaftsteuer 
sind im Verhältnis 4:4:1 festzuseizen.

Stuttgart, den 12. Mai 1954

Simpfendörfer

OKR. 13. 5. 1954
Nr. 11060
Az. 73/1

*Behandlung der Kirchen- 
ausiritie in den Kirchen­
büchern betr. J

Die Kirchenbuchführer (Pfarrer, Kirchenbuch­
amt) sind gehalten:
1. die ihnen von der zuständigen staatlichen Be­

hörde gemeldeten Austritte aus einer Landes­
kirche in die Spalte Bemerkungen beim Tauf­
eintrag des Ausgetretenen neben Ort, Zeit 
und Art der Mitteilung einzutragen;

2. in den Fällen, in denen der Ausgetretene 
außerhalb ihres Amtsbereiches getauft oder 
geboren ist, eine entsprechende Mitteilung 
an das Pfarr- oder Kirchenbuchamt des Tauf­
oder Geburtsortes ergehen zu lassen. Das 
Pfarr- oder Kirchenbuchamt des Tauf- oder 
Geburtsortes ist gehalten, in der bereits be­
zeichneten Weise bei dem Taufeinirag des 
Ausgetretenen einen Vermerk über den Aus-

falls der Geburtsorttritt aufzunehmen und —
nichi zugleich der Taufort ist - nach Eintra- 
gung die Mitteilung an das Pfarr- oder Kir­
chenbuchamt des Geburts- oder Taufortes 
weiterzugeben, das gleichermaßen zu verfah­
ren hat.

3. Bei Ausstellung einer Bescheinigung aus dem 
Taufverzeichnis ist stets auch der Vermerk 
über den Kirchenaustritt mit aufzunehmen, 
damit von dem Taufschein kein wahrheits­
widriger Gebrauch gemacht werden kann.

4. Bei Wiederaufnahme des Ausgetretenen in 
eine Landeskirche ist dem Kirchenbuchfüh­
rer, in dessen Kirchenbuch die Taufe ver­
zeichnet war, davon zur Berichtigung seines 
Kirchenbuches Nachricht zu geben. Der Kir­
chenbuchführer ist gehalten, die Wiederauf­
nahme zu vermerken.

Zur Vereinfachung, insbesondere bei Groß­
städten, empfiehlt es sich, genau die Tauige- 
meinde (Kirche bzw. Pfarramt) zu bezeichnen. 
Sind bei Großstädten Sammelstellen für Kir­
chenaustrittsmeldungen eingerichtet, so sind 
auch diese zu benachrichtigen.

OKR. 13.5. 1954
Nr. 11396
Nr. 73/3

*Die Benützung der Kirchen­
bücher und der kirchlichen 
Archivalien, 

- hier -
Gebührenordnung für Aus­
züge aus den Kirchen­
büchern eic. betr. /

Im Anschluß an die Gebührenordnung der 
EKD für Auszüge aus Kirchenbüchern vom 10. 10. 
1947 (ABI. der EKD 1948 Nr. 1) und die hierzu er­
folgte Änderung vom 29. 8. 1952 (ABI. der EKD 
1952 S. 240) sind fortan folgende Gebühren zu 
erheben:
1. für Auszüge aus Kirchenbüchern

a) Grundgebühr 1.— DM
für jeden Auszug, soweit der Antragsteller 
so ausreichende Angaben macht, daß der 
Auszug ohne zeitraubendes Suchen ange- 
fertigt werden kann,

b) Suchgebühr 1.- DM
für jede angebrochene halbe Stunde des 
Suchens, wenn längeres Suchen zur Aus­
stellung der Urkunde erforderlich ist. N e- 
ben der Suchgebühr wird in jedem Falle 
die Grundgebühr für die Ausstellung einer 
Urkunde erhoben.

Werden von demselben Antragsteller
gleichzeitig mehrere Urkunden beantragt,
so wird nur eine Suchgebühr erhoben,
deren Höhe sich nach der Gesamidauer 
des Suchens nach allen diesen Urkunden 
richtet.

Daher kostet eine Urkunde z. B., wenn 
halbstündiges Suchen notwendig war, 2.— 
DM, wenn zweistündiges Suchen notwen­
dig war, 5 DM. Mußte nach vier von dem­
selben Antragsteller gleichzeitig beantrag-
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ten Urkunden je eine halbe Stunde ge- I der geistlichen Stellen während des Jahres 1953
sucht werden, so kosten die vier Urkun- 

• den zusammen 8.— DM.
2. Bei erfolglosem Suchen wird die gleiche Ge­

bühr erhoben wie oben unter 1b).
3. Für Zweit- und Dritischriften einer Urkunde 

wird ebenfalls die Grundgebühr erhoben. Fer­
tigt jedoch der Antragsteller die Zweitschrift 
oder Drittschrift selbst an, so daß es nur noch 
der Beglaubigung der fertigen Abschrift an 
Hand einer vorgelegten bereits beglaubigten 
Urkunde oder an Hand des Kirchenbuches 
bedarf, so wird die Beglaubigungsgebühr (un­
ten 5) erhoben.

4. Für Auskünfte aus Kirchenbüchern kann die 
Suchgebühr entsprechend der aufgewandten 
Zeit erhoben werden.

5. Für Beglaubigungen wird erhoben:
a) Beglaubigungsgebühr -.50 DM

für jeden Auszug bei Beglaubigung von 
Abschriften, die über den Umfang einer 
normalen Kirchenbucheintragung nicht 
hinausgehen;

b) die Suchgebühr
bei Beglaubigungen von längeren Auszü­
gen oder bei Beglaubigungen, die längere 
Zeit in Anspruch nehmen, z. B. bei müh­
samem Vergleichen mit dem Original.

6. Für Einsicht in Kirchenbücher durch den An­
tragsteller wird erhoben:
für die erste Stunde 1.- DM, für jede weitere 
Stunde -.50 DM, jedoch nicht mehr als 2.- 
DM für einen halben Tag (4 Stunden) und 
4.- DM für einen ganzen Tag (8 Stunden).

Gebührenfreiheif wird gewährt:
1. Für Auszüge aus Kirchenbüchern wird keine 

Gebühr erhoben in denjenigen Fällen, in de­
nen die Auszüge beantragt werden an Stelle 
von Auszügen aus Standesregistern, die we­
gen der Vernichtung des Standesregisters 
oder aus anderen Gründen nicht ausgestellt 
werden können, und die nach den geltenden 
staatlichen Bestimmungen gebührenfrei aus- 
zusiellen wären.

2. Für die Einsicht in die Kirchenbücher durch 
den Antragsteller werden Gebühren nicht er­
hoben, wenn die Einsicht erfolgt zu wissen­
schaftlichen Zwecken oder zu Erhebungen 
gemeinnütziger Art.

Für die Ausstellung von Auszügen aus 
Kirchenbüchern werden jedoch auch in die- 
sen ranen die vorgesehenen Gebühren er- 
hoben.

eingetretenen Veränderungen:

unseren Geistlichen be-I. Der Zugang zu
trägt aus den Prüfungen 37, dazu 3 Aufnahmen.
Außerdem kehrte ein Geistlicher aus dem Staats­
dienst, 1 weiterer wegen Beendigung seiner Be­
urlaubung in den Kirchendienst zurück. Zugang 
im ganzen 42 (im Vorjahr 38).

Gestorben sind 4 Geistliche im Dienst und 19 
Geistliche im Ruhestand. In den Ruhestand ver­
setzt wurden 10 (davon war 1 mit der Versehung 
eines Pfarrvikariats beauftragt), entlassen wur­
den 5 Geistliche (davon 2 zwecks Übertritts in 
den Staatsdienst als Religionslehrer).

Dem Zugang von 42 steht somit ein Abgang
von 4 + 10 + 5 — 19 gegenüber.

Auf 1. Januar 1954 bestanden 531 Gemeinde- 
Pfarrstellen (neben 40 Stellen für landeskirchli­
che Pfarrer nach § 69 KV - davon 7 unbesetzt), 
von denen 470 besetzt waren, 38 nachbarlich 
oder durch Pfarrer i. R. versehen und 23 verwal­
tet wurden.

Zu der Zahl von 470 Pfarrern kommen 33 
Pfarrer der Landeskirche (§ 69 KV), 2 Pfarrer, die
vorübergehend nicht auf einer Pfarrstelle 
angestellt sind, und 17 Pfarrer, die — in 
Hauptsache für den Dienst in Anstalten

fest 
der 
der

Inneren Mission — beurlaubt sind, d. s. zusam­
men 522. Hier sind ferner 17 aus der Reihe der 
badischen Pfarrer hervorgegangene, im Bereich 
der Landeskirche tätige Religionslehrer auf 
staatlichen Siellen und 2 Pfarrer an Strafanstal­
ten zu verzeichnen. Ferner waren auf 1. Januar
1954 8 Geistliche (meist aus Ostgebieten) mit

OKR. 16.6. 1954
Nr. 13928
Az. 77/3

Personalveränderungen 
unter den Geistlichen im 
Jahre 1953 betr.

Wir verzeichnen nachstehend die im Perso­
nalbestand der Geistlichen und in der Besetzung

der Versehung von geistlichen Stellen beauf­
tragt.

10 Pfarrer und 15 unständige Geistliche gal­
ten am 1. 1. 1954 noch als vermißt.

Unständige Geistliche waren auf 1. Januar 
1954 91 im Dienste der Landeskirche, davon 11 
als unständige Religionslehrer an Höheren Lehr­
anstalten und Fachschulen.

Hinzu kommen 10 Vikarinnen im Dienst der 
Landeskirche (davon 7 Religionslehrerinnen, 2 
beim Frauenwerk und 1 beim Mädchenwerk) 
und 2 Religionslehrerinnen auf staatlichen Plan­
stellen, ferner 9 Vikarkandidatinnen, von denen 
8 als unständige Religionslehrerinnen verwen­
det sind und 1 beurlaubt ist.

II. Erledigt wurden 38 Gemeinde-Pfarrstellen, 
und zwar durch Versetzung oder andere Ver­
wendung des Inhabers 24, durch Zurruhesetzung 
9, durch Entlassung i, durch Tod 4 Stellen. Fer­
ner wurden erledigt 3 Stellen für Pfarrer der 
Landeskirche (§ 69 KV), und zwar durch Verset­
zung oder andere Verwendung des Inhabers 2 
Stellen, durch Ernennung zum staatlichen Reli­
gionslehrer (Studienrat) 1 Stelle.

Neu errichtet wurden 5 Gemeinde-Pfarrstel­
len (davon 2 durch Umwandlung eines Dia­
sporapfarramts bzw. Pfarrvikariats) und 5 Stellen
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für Pfarrer der Landeskirche (darunter 3 Stellen 
für planmäßige theologische Religionslehrer an 
Höheren Lehranstalten). Weggefallen ist 1 Stelle 
für Pfarrer der Landeskirche infolge Errichtung 
einer staatlichen Religionslehrer-(Studienrais-) 
Stelle.

Besetzt wurden 60 Pfarrstellen (52 Gemeinde­
pfarrstellen und 8 Stellen für Pfarrer der Landes­
kirche), und zwar:

a) Gemeindepfarrstellen:
nach § 10 Abs. 1 Salz 2 Pfarrbesetz.Ges.

II

II 

ft

II

§ 11 Ziff. 1
§ 11 Ziff. 2 a
§ 11 Ziff. 2b
§ 11 Ziff. 2 c

Patronaispfarreien

II

II

II

II

II

II

II

II

10
5

13

17
7

52
b) Stellen für Pfarrer der Landeskirche: 

nach § 11 Ziff. 2d Pfarrbesetz. Gesetz 8
zusammen 60

5110/40. Das Evang. Hilfswerk für Internierte und 
Kriegsgefangene bittet dringend darum, daß die 
Herren Geistlichen durch Kanzelabkündigung 
oder auf jede sonst geeignete Weise in ihren 
Gemeinden folgendes bekanntgeben:

1. Alle diejenigen, welche eine Erstnach­
richt von Zivilgefangenen aus Rußland erhal­
ten, werden gebeten, dies sofort an das Evang. 
Hilfswerk für Internierte und Kriegsgefangene, 
möglichst unter Beigabe der Karte oder einer 
Abschrift derselben, nach München 2, Nym- 
phenburger Str. 52, zu melden.

2. Wer durch Heimkehrer erfahren hat, daß 
Angehörige sich in den Straflagern Rußlands 
befinden, ohne jedoch bis jetzt eine Karie er­
halten zu haben, wird ebenfalls gebeten, diese 
Angabe mitzuteilen.

Evang. Hilfswerk für Internierte und Kriegs­
gefangene, München, Nymphenburger Str.52 

gez. D. Heckel.

Erstmals zur endgültigen Anstellung gelang­
ten 27 bisher unständige Geistliche, und zwar 
durch Berufung.

nach § 10 Abs. 1 Salz 2 Pfarrbesetz.Ges.
„ § 11 Ziff. 1
„ § 11 Ziff. 2 a
II

II

§ 11 Ziff. 2 c
§ 11 Ziff. 2d

auf Patronaispfarreien

II 

II 

II 

II

tt 

II 

II 

II

2
1
2

14
4
4

zusammen 27

Versetzt bzw. planmäßig angestellt wurden
33 Pfarrer, und zwar durch Berufung 

nach § 10 Abs. 1 Satz 2 Pfarrbesetz.Ges.
II

II

11

II

II

§ 11 Ziff. 1
§ 11 Ziff. 2 a
§ 11 Ziff. 2 b
§ 11 Ziff. 2 c
§ 11 Ziff. 2 d

auf .Patronaispfarreien

II

II

II

II

II

II 

II

II 

II

II

8
4

11

3
4
3

Im Auftrage des Deutschen Evangelischen 
Kirchentages erscheint Ende des Jahres im 
Kreuz-Verlag, Stuttgart, erstmalig ein großes 
„Evangelisches Soziallexikon", das in über 500 
Artikeln alle aktuellen Probleme in Familie, Be­
ruf, Betrieb, Wirtschaft, Volk und Staat vom 
evangelischen Standpunkt aus behandelt. Das 
Werk wird herausgegeben von Dr. Friedrich Kar­
renberg unter Mitarbeit von rund 140 namhaften 
Theologen, Sozialpolitikern, Wirtschaftswissen- 
schaftlern, Juristen, Medizinern, Akademiedirek­
toren usw. Ermäßigter Subskriptionspreis DM31.- 
(nach Erscheinen DM 35.-).

zusammen 33

III. 1 Kreisdekan wurde zum Mitglied des 
Oberkirchenrats, 1 Pfarrer zum Kreisdekan be­
rufen.

Hinweise.

Dringende Biife 
des

Evang. Hilfswerks für Internierte und Kriegs­
gefangene, München.

Seit Dezember 1953 schreiben neu deutsche
Zivilgefangene

Wir weisen empfehlend hin auf das vom 
Statistischen Landesami herausgegebene Staats- 
handbuch 1950 (Wohnplatzverzeichnis), das wich­
tige Angaben über die Veränderung der Be­
völkerungsstruktur in den Gemeinden bringt. 
Außer den Einwohnerzahlen der einzelnen Ge­
meinden und Gemeindeteile (Wohnplätze) ist 
jeweils das zuständige Pfarramt vermerkt. Eben­
so sind Angaben über die Einschulung, Ver­
kehrsanstalten und die Höhenlage beigefügt. 
Das Handbuch erstreckt sich jeweils über einen 
Regierungsbezirk (Nordbaden oder Südbaden) 
Der Anschaffungspreis wurde für die Dekanate 
und Pfarrämter erheblich herabgesetzt und be­
trägt für die Ausgabe Nordbaden und Süd­
baden je 4.50 DM. Bestellungen sind an das 
Statistische Landesamt Baden-Württemberg, 
Stuttgart 1 Poctschlioßfach 898 zu richion. Dies: 
Anschaffung kann auf Fondskosien erfolgen.

aus der Sowjet-Union, die sich 
dort in den großen Arbeitslagern befinden. Bei 
den weiten Räumen und Entfernungen dauert es
naturgemäß lange, bis Karten und Pakete an­
kommen. Die bisherigen Zivilgefangenen-Karten 
umfassen die Postfach-Nummern 5110/30 bis

Auf Wunsch der Schrifileilung der „Lutheri­
schen Rundschau" legen wir dieser Nummer des 
Gesetzes- und Verordnungsblattes einen Prospekt 
dieser Zeitschrift bei.
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Berichtigung
Die Bekanntmachung vom 10. 4. 1954 Nr. 8528 

(VBL. S. 15) „Ei: ” ■ ; einer • enen Kirchenge-
schichte befr." ist wie folgt zu ändern:
II. Volksschule:
7. Schuljahr: Aus dem Abschnitt IX sind folgen- 
de Paragraphen zu lernen: 40 usw.
S. Schuljahr: Aus den Abschnitten X-XIV sind 
folgende Paragraphen zu lernen: 60 usw.

Wir bitten, die ausgegebenen Sonderdrucke
entsprechend dieser Berichtigung ändernzu

bzw. die an die Lehrer ausgegebenen ändern zu 
lassen.

Besuchszeiten beim Evang. Oberkirchenrat: 
Mittwoch und Donnerstag von 10-12 Uhr

und 15.30-17 Uhr.
Diese Besuchszeiten sollten möglichst eingehalten 

werden. Da Dienstag Sitzung des Oberkirchenrats ist, 
sollten — von ganz dringenden Fällen abgesehen - 
an diesem Tage keine Besuche stattfinden.
Rechtzeitige schriftliche Anmeldung ist erforderlich.

%

Engelhardt & Bauer, Karlsruhe i. B. Auflage 1400
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